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S T E L L U N G N A H M E

des Zentralverbandes Gewerblicher Verbundgruppen e.V. (ZGV)

zum Entwurf des 15. Staatsvertrages zur Änderung rundfunkrechtlicher
Staatsverträge (Stand: 21.10.2010)

Der Zentralverband Gewerblicher Verbundgruppen e.V. (ZGV) vertritt als Spitzen-
verband der deutschen Wirtschaft in Berlin und Brüssel die Interessen von mehr
als 300 Verbundgruppen. Nahezu 220.000 selbstständige Unternehmen des Mit-
telstandes sind dauerhaft in solchen Kooperationen organisiert. Allgemein bekannt
als Genossenschaften, Einkaufsverbände oder Franchisesysteme sind sie mittler-
weile in mehr als 45 Branchen vertreten und zwar im Einzel- und Großhandel, im
Handwerk und produzierenden Gewerbe sowie in den Bereichen Dienstleistungen,
Hotellerie und Gesundheit. Die Anschlusshäuser unserer Mitglieder erwirtschaften
mit 2,4 Mio. Vollzeitbeschäftigten einen Umsatz von rd. 400 Mrd. €und bieten
450.000 Ausbildungsplätze.

Gerne nutzt der ZGV die Möglichkeit, zum Entwurf des 15. Staatsvertrages zur
Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge vom 21.10.2010 Stellung zu neh-
men. In diesem Zusammenhang dürfen wir zunächst festhalten, dass der Wechsel
von einem geräteabhängigen auf ein geräteunabhängiges Finanzierungsmodell
grundsätzlich begrüßt wird, da hierdurch Bürokratie abgebaut und die Chance auf
eine ausgewogenere Verteilung der Kosten bewirkt wird. In der derzeitigen Fas-
sung gewährleistet der Entwurf des 15. Staatsvertrages zur Änderung rundfunk-
rechtlicher Staatsverträge vom 21.10.2010 allerdings nicht, dass der aufzubrin-
gende Beitrag der deutschen Wirtschaft, insbesondere des Mittelstandes, ausge-
wogen, branchen- und aufkommensneutral ist. Es sind daher nach unserer Auf-
fassung einige Änderungen notwendig:

Im Einzelnen:

1. Falsch ist es nach unserem Eindruck bereits, auch Betriebe in die Beitrags-
pflicht mit einzubeziehen. Hierdurch entsteht eine ungerechte Doppelbelas-
tung. Jeder Mitarbeiter leistet bereits seinen Beitrag zum Rundfunkgebüh-
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renaufkommen, indem er die - demnächst - pauschale Haushaltsabgabe be-
zahlt. Würde man die Unternehmen im Rahmen einer Betriebsabgabe nun -
gestaffelt nach der Anzahl der Mitarbeiter - in die Beitragspflicht einbeziehen,
würde dies zu einer zumindest mittelbaren Doppelbelastung der dort tätigen
Mitarbeiter führen. Diese Lösung ist im Interesse einer mittelstandsfreundli-
chen Anwendung und Aufbringung der Rundfunkgebühren unangemessen
und nicht sachgerecht.

2. Lediglich hilfsweise sei erwähnt, dass - wenn überhaupt - anstelle einer Be-
triebsstättenabgabe ein unternehmensbasierter Ansatz angezeigt wäre. Die
Beitragspflicht und deren Höhe bemessen sich an der Anzahl der Beschäftig-
ten in einem konkreten Betrieb. Dies führt allerdings zu dem kuriosen und
ungerechten Ergebnis, dass gleich große Unternehmen unterschiedlich stark
belastet werden können. So werden etwa insbesondere Filialunternehmen
deutlich schlechter gestellt.

Beispiel:

Ein Unternehmen mit 250 Mitarbeitern, die alle am selben Standort arbeiten,
zahlt nach dem derzeitigen Entwurf 10 Rundfunkbeiträge á €17,98 monat-
lich. Wenn die 250 Mitarbeiter demgegenüber auf fünf Filialen mit je 50 Kol-
legen verteilt sind, wären sogar 25 Rundfunkbeiträge á €17,98 fällig.

Durch diese Regelung wird der Mittelstand unverhältnismäßig stark belastet.
Um Branchen mit hoher Filialdichte nicht gegenüber anderen Branchen zu
benachteiligen muss sich die Staffelung des Beitrages an den Beschäftigten-
größenklassen der Unternehmen, also der juristischen Person, nicht an den
Beschäftigtengrößenklassen der einzelnen Betriebsstätten orientieren. Nur
auf diese Weise ist eine Gleichbehandlung gleich großer Unternehmen ge-
währleistet.

3. Das im derzeitigen Entwurf angelegte Modell beinhaltet eine Systemwidrig-
keit. Der Grundsatz, nicht mehr geräteabhängig, sondern geräteunabhängig
die Rundfunkgebühren zu erheben, wird durch die Regelung zur Belastung
gewerblich genutzter PKW durchbrochen. So muss nach § 5 Abs. 2 Nr. 1 des
Entwurfes zum 15. Rundfunkänderungsstaatsvertrag jeweils ein Drittel des
Rundfunkbeitrages entrichtet werden für jedes zugelassene Kraftfahrzeug,
das zu gewerblichen Zwecken genutzt wird.

Dieser Sondertatbestand muss ersatzlos gestrichen werden.
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Mit dem nach Staffel erhobenen Beitrag für die Unternehmen abhängig von
der Beschäftigtenzahl sollte künftig die gesamte Rundfunknutzung der Wirt-
schaft abgegolten sein.

4. Insbesondere der Mittelstand bedient sich in vielen Branchen der Unterstüt-
zung von Teilzeitkräften. Um hier eine willkürliche Mehrbelastung zu vermei-
den, muss die Definition von Beschäftigten in § 6 Abs. 4 des 15. Rundfunk-
änderungsstaatsvertrages dahingehend konkretisiert werden, dass eine Um-
rechnung der Teilzeitbeschäftigten auf Vollzeitäquivalente erforderlich ist.

5. Allgemein gesprochen darf die Neuordnung der öffentlich-rechtlichen Rund-
funkfinanzierung nicht zu einer zusätzlichen Belastung der Beitragszahler,
insbesondere der Wirtschaft und zu einem weiteren Anstieg des Gesamtbei-
tragsaufkommens führen. Auch die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten
sind gehalten, ihre Konsolidierungs- und Sparanstrengungen fortzusetzen.
Aus Sicht des ZGV wird die insbesondere mittelständische Wirtschaft in er-
heblichem Umfang zusätzlich belastet, wenn es zu keiner Änderung des der-
zeitigen Rundfunkänderungsstaatsvertrages kommt. Mit der Neuregelung
werden insbesondere mehr Betriebe zu Rundfunkgebührenzahlung herange-
zogen als bisher. Dies ist aber nicht rechtens.

Berlin, den 12. November 2010
mz-cb

Dr. Marc Zgaga


